
Trotz der Freude über unseren Erfolg wollen wir auch kritische Fragen zum Wirken
dcr BÜRGERGEMEINSCHAFT NiCht UNICTdTüCKEN:

Frage l-: Ist die von uns erkärnpfte Turrnellösung zu auf -
wendig? l{ar sie nur deshalb d.urchsetzbat und ver-
tretbär, weil die Bundesbahn wegen der recht-
zeitigen Fertigstellung der Flughafen-s-Bahn unter
starkäm Termi-ndruck stand?

Frage 2: War es r,sirkl j-ch richtig und notwendigr, daß sich
die 3{;RCUACSMEINSCHAFT so entschieden gegen die
Fachbehörd'e Bundesbahn gestellt hat?

Zunächst zur ersten Frage: Die S-Bahn durch Ismaning stellt den. wiclttigsien ver-

kehrsweg ,u,n n"uän rr"?'i,är." dar. leim Flughafen. selbst werden in a1len Bereichen

ohne Rüclsicht auf i(oriän fro.irrte AnspruchJrealisiert. Die Mehrkosten für den is-

maninser s-gahntunnei"b;6g; deutliih weniger als..ein halbes Prozenr der Kosten

ffiäü;;.i;;."il;;;pt.ir ?ir.rteint serechtfärtigt -tur 
eine I-o.tyng, welche die Be-

äril;fi'ä;ä"ltd;; it; d.;;utassigän Grenzerf hät,unci verhindert, daß ortsbild

*o r.ünitige orrsen'iJirtiunä uon-tgq"*ing durch die Flughafen-s-Bahn in nicht wie-

derg utzu mächender Weise beeinträch tigt werden

zur zwitten Frage: Der Konflikt mit der Bundesbahn ergilt tl:!,Y9l3iem deshalb,

;;i1ä;üi.h;;ii; ä"iti,lü-Ä"ieaben erfüiien soll, die miteinander im widerspruch

stehen.

Die Bundesbahn sol1 erstens dafür Sorge tragen, 44 9i" ihr übertragene Baraufgab.e -

il;;i.*no.n rul;;&;üu der {ugnirep-s-?4n : mögtichsf schnell und wirt-

schaftlich realisiert wird. Nach dem Geäeindeverkehrshnaniierungsgesetz muß das

Bauvorhaben bau- iläi;hiüechnisch einwandfrei und unter Beachtung des Grund-

üü." der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit geplant werden.

Zweitens soll die Bundesbahn die betroffenen Gemeinden als Fachbehörde beraten

t;. iüt ti" pt*..f ;ili.r.i" der Regel keine eigenen Planungsabteilungen für der-

artige Spezialaufgaben haben.

Drittens soli die Bundesbahn
stellungsbehörde erfüllen, die
Bürger und Gemeinden gegen

in fachtechnischer Hinsicht die Funktion der Planfest-

iU.i Ol. Berechtigung von Einwänden der betroffenen
die Planung der Bündesbahn zu entscheiden hat.

Bei der Beurteilung der Frage, welcher Aufwand zur Etzielung einer.bautechnisch

einwandfreien rosring .iroiäEtri.h und gerechtfertigt ist, bestehen zwischen der Bun-

desbahn und den uetioffenen Bürgern uäd G.*einäen meist unterschiedliche Auffas-

sunsen. Die Bunde!üilh;i in frtltiung ihrer erstgenannten Aufgabe vorrangig ein

ili;ä;"1;;;"ä;urrlri'i.il""n und riit möglichst geringen Sqit?n zu 
-bauen. 

Bei

den betroffen.n eür"t.;unO C.t.inden stehi dagegin.ein möglichst weitgehender

Schutz der Anwohniiuot äen Belastungen durch den Verkehr im Vordergrund'

In diesem Spannungsfeld, das geprägt wird von fo.li!f, Technik und Finanzen' müs-

sen die berroffenen"ö;ti"Äri irrrä Interessen primg selbst vertreten. Wenn dabei

eine Ausführung ;g;;;il *iia, die deutiich beiser ist als die au-fgrund der. gesetzli-

chen Bestir*ungrn'.iiotartr"iiä uino.rtlösun.g, gehö,rt hierzu allerdings_die Bereit-

schaft der Gemeinde, einen allgemessenen Teil'der dadurch bedingten L{ehrkoslen

selbst zu übernehmen.


